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Bericht über die Verhandlungen
des zwölften Landtags

des Großherzogthums Oldenburg.

Siebenuirdvierzigfte Sitzung.
Oldenburg, den 14. Mai 1858 . Vormittags 11 Uhr.

Vorsitzender . Präsident Niebour.

Ministertische: Reg.-Comm. Bucholtz . — Das Pro¬
tokoll der vorigen Sitzung wird verlesen und genehmigt.

Der Präsident theilt der Versammlung mit, daß bei der
in der letzten Sitzungflattgefundenen Looszirhungüber die Reihen¬
folge der Ersatzrichter ein Versehen vorgckommen sei. Es batte
sich nämlich nach Schluß der Sitzung ergeben, daß die in die
Wahlurne gelegten Zettel beide mit dem Namen „Tappenbeck"
bezeichnet gewesen waren, so daß natürlich nur diesen das Loos
habe treffen können, er müsse daher, indem er um Entschuldi¬
gung dieses Versehens bitte, dem Landtage Vorschläge», diese
Loosziehung zu annulliren und sofort eine neue vorzuneh¬
men. — Diesem Vorschläge ertbcilt der Landtag seine Zu¬
stimmung und nachdem2 mit dem Namen Tappenbeck und
Lenz bezeichnet« Wahlzelle! in die Urne gelegt sind, wirb der
Landgerichrsaflessor Lenz als erster und der Lanvgcrichtsasscssor
Tappenbeck als zweiter Ersatzrichtek ausgcloost. >— Uebergang
zur Tagesordnung.

I. Zweite Lesung des Entwurfs eines Rccrutirungs-
gesctzes.

Der Ausschuß hat im Einverständniß mit dem Antrag-
strller, dem Abg. Böckel,  vvrgcschlagen, den in erster Lesung
zu Art. 40 tz. L beschlossenen Zusatz dem Art. 3t §. 1 hin¬
zuzufügen, womit sich der.Landtag einverstanden erklärt.

Zu Art. 3 ist ein Antrag des Reg.-Commissars eingegan-
gen, drr dahin lautet:

im Art. 3 tz. 1 werde erster Satz in folgender Fassung
angenommen;

Wenn jedoch eine nabe Mobilmachung in Aussicht
st ht, so kann die Entlassung derjenigen Mannschaft,
deren Dienstzeit beendigt ist, während d>r r sien 6
Monate der Recrutenausbiltungund nach erfolgtem
Ausbruche eines Krieges auch auf längere Zeit aus-
gesetzt werden.

Ueber diesen Antrag, den der Präsident als „neu" be¬
trachtet, wird die Beraihung eröffnet.

Reg. -Comm. Meinardus : Der ursprüngliche Antrag
der Staatsregicrung ging dahin, sie zu ermächtigen, die Ver¬
abschiedung auszusctzen, wenn Krieg drohe. Dafür ist in er¬
ster Lesung der von dem Abg. Mölling  beantragte Zusatz
beschlossen worden: wenn von dem Bundestage das Kontin¬
gent aufgkboteri wird. Es ist schon bei der Berathung zur
ersten Lesung darauf hingcrviescn worden, daß der Staatsre¬
gicrung Spi lraum gelassen werden müsse für den Fall , daß
eine Mobilmachung bevorzustchen scheine, die Verabschiedung
auszusetzen, weil sie während der ersten 6 Monate , wo die
Mannschaft als auSgebildct nicht anzusehen sei, nicht im
Stande wäre, das Bundesconlingent in vorschriftsmäßiger
Stärke aufzustellen. Dieser Spielraum wird der Staatsre¬
gicrung durch die Fassung des Artikel, wie sie in erster Le¬
sung beschlossen ist, nicht gelassen. Es hat durch diesen neuen
Antrag der Staatsregicrung dieser nothwendige Spielraum
nach Möglichkeit beschränkt werden sollen, dadurch daß nur
die ersten 6 Monate nach erfolgter Rccruteneinstellung diese
Befugniß ihr bleiben soll, und darum ist im Ausschuß an den
S tr ackerjan ' schcn  Antrag , der cs ausdrückcn wollte, daß
die Verabschiedung ausgesctzt werden sollte, wenn eine Mo¬
bilmachung in naher Aussicht steht, nun noch hinzugcsetzt,
nur während die Mannschaft in der ersten Rekrutenausbildung
sich befindet, solle der Staatsregicrung die Befugniß zustchen.
Ich ersuche die Versammlung, den Antrag anzunehmen, um
die Negierung in den Stand zu setzen, wenn eine Mobil¬
machung in den ersten6 Monaten befohlen wird, ihrer Bun¬
despflicht nachzukommen.

Abg. Mölling : In die Debatte über den Inhalt des
Antrags, der jetzt von dem Herrn Reg -Kommissar gestellt ist,
will ich nicht eingehen. Ich werde bei meinem Anträge, wie
ich ihn gestellt habe, beharren. Ich muß aber noch bes nvers
hervorheben, daß es mir außerordentlich bedenklich erscheint,
zu sagen, nicht allein wenn eine Mobilmachung in naher
Aussicht steht, da dies nur von dem subjccliven Ermessen der
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Staatsregierung abhängt , sondern auch , daß wenn ein Krieg
ausgebrochen ist , die Verabschiedungen ausgesetzt werden kön¬
nen , die Worte „ nach erfolgtem Ausbruch eines Kriegs"
scheinen mir sehr schwankend und unbestimmt . Wann ist
Krieg ? Wenn Oldenburg in einen Krieg verwickelt worden ist.
Das hätte aber ausgesprochen werden müssen . Ist Krieg,
wenn ein Bundesstaat nicht des Bundes wegen , sondern für
sich selbst in einen Krieg verwickelt worden ist , wie z. B.
vor einigen Jahren Preußen nahe daran war , mit der Schweiz
in einen Krieg verwickelt zu werden , und sollen auch dann
schon die Lerne behalten werden ? Einem solchen unbestimmten
Antrag vermag ich nicht zuzustimmcn . Ich würde in dieser
Beziehung einen Antrag gestellt haben , aber ich kam
'/i Stunde zu spat und konnte ihn nicht stellen . Weil aber
hier „ ein Krieg " genannt ist und man nicht die Konsequenzen
übersehen kann , werde ich gegen den Antrag stimmen.

Abg . Selckmann : Ich halte den Antrag , wie er von
dem Herrn Neg .-Commiffar gestellt ist , nach jeder Beziehung
für bestimmt und präcis und namentlich auch deshalb für
besser , als den tz. 2, wie er aus erster Lesung hcrvorgegangen
ist , da genau bestimmt ist , zu welchem Zwecke bei einer in
naher Aussicht stehenden Mobilmachung die Mannschaft noch
behalten werden soll . Es soll nämlich nur noch die Verab¬
schiedung ausgesetzt werden während der 6 Monate , in denen
noch die eingestellten Recruten in der Ausbildung begriffen
sind , weil nach bundesgesetzljchen Bestimmungen die Recruten
nicht früher in die streitbare Mannschaft eingerechnet werden
dürfen . Dies allein ist eine Verbesserung des bisher beschlosse¬
nen Gesetzes . Der Abg . Mölling  hat gesagt , er würde
dem neuen Anträge nicht beitreten , aber gesprochen hat er
nur gegen das , waS aus dem angenommenen tz. 2 unverän¬
dert in den Antrag übergegangen ist , und eine Aenderung
desselben hat er nicht beantragt . Es heißt dorr „ wenn jedoch
Krieg ausgebrochen ist " und in dem Anträge des Herrn i

Reg . - Commissars „ nach dem Ausbruche eines Krieges, " wo ^
da ein Unterschied zu finden ist, ist nicht zu begreifen . i

Abg . Bocket : Meine Herren ! Ich möchte Sie doch
warnen , den Antrag des Herrn Reg . -CommissarS anzunehmen,
wenn ich auch zügeben will , baß er in Beziehung auf die
Zeit , in welcher die Mannschaft nicht entlassen werden soll,
eine genauere Fassung enthält , so ist er doch auf der andern
Seile viel unbestimmter , als der Antrag , den Sie angenom¬
men haben . Es ist hier nämlich nur von einer Mobilmachung
die Rede , welche Grenzen aber diese Mobilmachung hat , ist
nicht gesagt . Sie finden , wenn Sie die Bunteskrieqsver-
fassung vergleichen ', unter tz. 34 : ( wird verlesen ) . Hiernach
würde die Staatsregierung die Truppen schon nicht zu ent¬
lassen berechtigt sein , wenn auch nicht das Contingent ausge¬
stellt werben müßte , also wenn auch nur eine theilweise Mo¬
bilmachung , oder auch nur eine Mobilmachung in andern
Staaten , als in Oldenburg , in Aussicht stände , und ein sol¬
cher Spielraum , meine Herren , scheint mir bedenklich . Ich
erlaube mir nur , an die große Eile wegen der höheren Kriegs¬
bereitschaft , die sich nachher als unnütz herausstellte , zu erin¬

nern . Wenn der Herr Vorredner behauptet hat , daß die
Recruten nicht in die streitbare Mannschaft einzurechnen sind,
so ist daS ein Versehen im Ausdruck , denn es heißt im § . 24:
(wird verlesen ) , und daher möchte ich Sie bitten , den Antrag,
wie er in erster Lesung beschlossen ist, anzunehmen.

Reg .-Comm . Meinardus : Wenn der Herr Abg . Böcke!
meint , auch bei einer nur thcilweisen Mobilmachung des Trup¬
penkontingents sei die Staatsrcgierung nicht berechtigt,
nach der von ihr vorgeschlagenen Fassung des fraglichen Ar¬
tikels die Mannschaft , die ihre Dienstzeit beendet hat , zu ent¬
lassen , so ist dies ein Jrrthum . Es ist nicht gesagt , daß sie
nicht verabschiedet werden soll,  sondern cs ist nur der Re¬
gierung die Befugniß beigelegt , während der ersten 6 Monate
nicht zu verabschieden . ES versteht sich von selbst , daß wenn
nicht mehr aufgeboten ist , als an ausgebildeter Mannschaft
vorhanden ist , die Staatsrcgierung keinen Grund und keine
Ursache hätte , den Leuten den Abschied zu verweigern . Die
Leute sind auf Urlaub , sie haben ihre 6 Dienstjahre hinter sich;
ich frage , welches Interesse die Staatsregierung wohl haben
könnte , den Abschied den Leuten zu verweigern , wenn sie es
nicht müßte , um den Anforderuugen der Bundespflichten ge¬
nügen zu können . Daß aber die Mannschaft , die aufgeboten
wird , auch vollständig ausgebildet und eingeübt sein muß,
kann von Niemanden bestritten werden . Ich darf auch noch
darauf aufmerksam machen , waS von dem Abg . Selckmann
schon hervorgehoben worden ist, daß da der Ausdruck „ nach er¬
folgtem Ausbruch eines Krieges " zu unbestimmt sein soll , die¬
ser ganz dasselbe sagt , was der in letzter Lesung angenommene
Ausdruck „ wenn Krieg ausbricht " sagt , und daß es auch
nicht die Absicht gewesen ist , damit irgend etwas anderes
zu sagen.

Abg . Töllner . Ich möchte doch Vorschlägen , daß nach
dem Satz ? „ nach erfolgtem Ausbruch eines Krieges " der Satz
eingeschaltet würde : „ welcher die deutschen BundeSstaatcn un¬
mittelbar berühr : ."

Der Antrag des Abg . Töllner  lautet:
Wenn jedoch eine Mobilmachung in naher Aussicht
steht , so kann die Entlassung derjenigen Mannschaft,
deren Dienstzeit beendet ist, während der ersten 6 Mo¬
nate der RccrutenausbllLung , und nach erfolgtem
AuSbruch eines Krieges , -welcher -die deutschen Bun¬
desstaaten unmittelbar berührt , auch auf längere Zeit
ausgesetzt werden.

Der Präsident glaubt , daß es zweifelhaft sein könne , ob
es zulässig sei , daß Verbesserungsanträge zu Anträgen , die
zur 2 . Lesung gestellt worden sind , eingebracht werden dürfen,
doch halte er es persönlich für zulässig und wenn der Landtag
diese Ansicht thcile , so würde er den Antrag des Abg . Töll¬
ner  zur Berathung und Abstimmung , zulasten . Es erfolgt
aus der Versammlung kein Widerspruch und der Präsident
erklärt den Antrag des Abg . Töllner  für zugelassen.

Reg .-Comm . Meinardus : Ich könnte mich NamenS
der Regierung mit diesem Anträge einverstanden erklären,
denn weiter hat die Regierung nichts sagen wollen.
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Abg . Böckel : Ich halte geglaubt , daß zu einem für tue

2 . Lesung gestellten Antrag Verbeffcrungsanträge nicht zu¬

lässig sind , da dies aber der Fall ist , so sehe ich mich veran¬

laßt , einen eventuellen Verbcsserungsantrag zu dem des Abg.

Töllner  einzubringen und zwar dahin , daß nach dem Worte

„Mobilmachung " gesetzt werde „deS ganzen Contingents ."

Der Antrag des Abg . Döckel lautet:
Wenn jedoch eine Mobilmachung des ganzen Olden¬

burger Kontingents in naher Aussicht steht u . s. w.

wie der Töllner ' sche  Verbesterungsantrag.
Es ist derselbe hinreichend unterstützt und kommt mit zur

Berathung . '

Abg . Selckmann : Ich halte den Verbesserungsantrag

des Abg . Böckel,  wie er jetzt zu dem Anträge des Herrn

Regierungscommissärs gestellt ist , schon nach dem ganzen Zweck

der Bestimmung und nach dem Sinne derselben nicht für

angemessen und annehmbar . Es heißt , wenn eine Mobil¬

machung des ganzen Contingents in naher Aussicht steht.

Ich frage Sie , ob man das immer bestimmt im Voraus

wissen kann . Zn erster Lesung wurde darauf hingewiesen,

daß man aus den Berathungen beim Bundestage und den

vorliegenden Verhältnissen wohl im Voraus wissen könne,

daß eine Mobilmachung in Aussicht steht , ob aber grade das

ganze Contingent mobil gemacht werden soll , das wird man

schwerlich im Voraus wissen können und trotzdem , daß mit

Sicherheit vvrherzusehen ist , es würde eine Mobilmachung

angeordnet werden , würde man doch die Entlassung der aus¬

gedienten Mannschaft nicht aussetzen dürfen , wenn der Zu¬

satzantrag des Abg . Böckel angenommen würde . Mit einer

solchen Fassung des Paragraphen , glaube ich, wird gar Nichts

erreicht . Es ist bereits darauf aufmerksam gemacht worden,

daß es sich lediglich darum handelt , den auf Urlaub befind¬

lichen Mannschaften der ältesten Jahresclasse nicht den Ab¬

schied zu ertheilen , sondern etwa 6 Monate damit zu warten.

Nachthcile hat dies für Niemand und um so weniger als ja

nach der Bestimmung des Recrutirungsgesetzes die früheren

beschrankenden Bestimmungen hinsichtlich der Niederlassung

als Meister aufgehoben sind und cs außerdem eine bekannte

Praxis ist , daß die Erlaubniß zum Heirathen den Soldaten

der ältesten JahreSclasse leicht crtheilt wird . Es ist also

durch die Nichiertheilung des Abschieds Niemand benachthei-

ligt . Wenn Sie aber durch eine solche Zusatzbestimmung

der Staatsregicrung es unmöglich machen , bei etwaiger Mo¬

bilmachung sich den vollen Bestand der zu stellenden Mann¬

schaft zu sichern , so zweifle ich nicht , daß es dahin führen

wird , daß statt der 6 eine ll ' /zjährige Dienstzeit eingeführt

werden müßte und das würde ich ungemein bedauern.

Abg . Böckel : Meine Herren ! Nur wenige Worte

zur Vertheieigung meines VerbesserungsantragS , der grade

durch die eigenen Worte des Herrn Regierungscommissärs

hervorgerufen ist . Wir haben von ihm die Worte gehört,

daß die Staatsregicrung nicht berechtigt sein würde , wenn das

Contingent nur theilweise aufgcboten würde , die Verabschie¬

dungen auszusetzcn und das können wir also auch in das

Gesetz setzen. Wenn der letzte Herr Redner sagt , daß es

sich nicht vsrhersehen ließe , ob eine Mobilmachung eintrctcn

würde , daß also auch , wenn man nicht bestimmt wisse , ob

das ganze Contingent aufgcboten würde , eine solche Einbe¬

haltung der ausgedienten Mannschaft in Aussicht stehen müsse,

so scheint mir das grade zu beweisen , daß der Verbesserungs¬

antrag angenommen werden muß . Wenn ferner der Herr

Vorredner mit de : ll ^ jährigen statt der 6jährigen Dienst¬

zeit droht , so kann es dahin nicht führen , weil die 6 jährige

Dienstzeit einmal beschlossen ist und sollte die 6 ' /? jährige

Dienstzeit eint -eten , so würde der Landtag auch noch ein

Wort darüber zu sprechen haben.
Abg . Selckmann : Ich möchte nur darauf aufmerksam

machen , daß wenn der Herr Vorredner gesagt , daß Sie be¬

schlossen - hätten , es solle die 6 jährige Dienstzeit stattsindcn,

daß ich schon in der ersten Lesung darauf aufmerksam ge¬

macht habe , baß unsere Militärgesetze dem Bundestage und

der Bund '. smililärcommission mitgetheilt werden , daß also

jedenfalls , wenn Sie die 6jährige Dienstzeit wollen , diejeni¬

gen Bestimmungen erforderlich sind , um die volle Stärke des

Contingents jeder Zeit schlagfertig haben zu können , daß also,

wenn Sie diese Bestimmung aufnehmen , vom Bundestage

statt der 6jährigen die 6 </zjährige Dienstzeit verlangt werden

würde , also die 6jährigc Dienstzeit nicht unbedingt vom

Landtage und der Zustimmung der Staatsregierung abhängig

sein dürfte , weil der Bundestag berechtigt ist zu verlangen,

daß den Anforderungen der BundcSkriegsverfassung genügt

wird . Diesen würde aber nicht genügt werden können , wenn

Sie der Staarsregierung die Verabschiedung in der vorge¬

schlagenen Fassung nicht zuzestehen würden . Wenn der Herr

Abg . Böckel gesagt hat , aus der Rede des Herrn Regie¬

rungscommissärs gehe hervor , daß sein Antrag am Platze sei,

so glaube ich, ha : der Herr R -gierungscommissär gesagt , die

Staatsregicrung habe nicht die Absicht und werde von jener

Befugniß keinen Gebrauch machen , wenn nur ein Theil des

Truppenkörpers mobil gemacht sei ; wenn eö sich aber um

eine in naher Aussicht stehende Mobilmachung handle , fo kann

sie unmöglich wissen , ob ein Theil oder Las ganze Conlin-

gcnk mobil gemacht werden soll , es wird also bas , was man

erreichen will , nicht erreicht werden , wenn Sie den vorge¬

schlagenen Zusatz des Abg . Böckel annehmen.

Der Zusatzantrag des Abg . Böckel wird abgelehnt,

der Zusatzantrag des Abg . Töllner  wird angenommen

und endlich der Antrag des Regierungscommissärs mit dem

eben angenommenen Zusatz angenommen.

Der zweite Antrag deS Regierungscommissärs:

„der zum Art . 4 beschlossene Zusatz werde in folgen¬

der Weise abgeändert : „ jedoch soll in der Regel die

Präsenzzeit deS bundesgesetzlichen Minimum derselben

nicht übersteigen"
kommt als neuer Antrag ebenfalls zur Berathung.

Reg .-Comm . Meinardus : Es ist schon bei den Ver¬

handlungen zur ersten Lesung darauf von mir auimerklam

gemacht worden , daß ja das gesetzliche Regulativ für das
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Bundescontingent schon den Minimalsatz enthalt , daß es sich
hier also nicht darum handelt , dies erst festznsetzen , sondern
daß hier mehr , wie auch die Motive des Ausschusses cs sa¬
gen , eine künftige  Festsetzung von Minimalsätzen in Aus¬
sicht genommen sei, die möglicher Weise geringer sein könnten
als die jetzigen , und daß dieS die Staatsregicrung veranlassen
könnte , bann an den jetzigen  festzuhalten . Wenn es nun
auch möglich ist, daß künftig geringere Minimalsätze ange¬
nommen werden dürfen , so wurde doch schon damals von
mir ausgeführt , daß der Staatsregierung mcht daran gele¬
gen , die Regel,  daß die Minimalsätze nicht überstiegen
werden dürften , umzustoßen , sondern , daß sich die StaatSre-
gierung die Befugniß nicht nehmen lassen könne , einzelne
Leule während der ersten Präsenz zur Strafe wegen zurück¬
gebliebener Ausbildung noch einige Wochen im Dienst zu be-
halien . Um bas zu erreichen , ist nun in dem jetzigen Re-
gierungsantrage zugcstanden , daß in der Regel die vom Bunde
vorgelchriebenc geringste Präsenzzeit einzuhallen sei, daß aber
nicht unbedingt und für jeden einzelnen Fall die StaatSre-
gierung an dieses Minimum durch diese gesetzliche Bestimmung
gebunden sein soll.

Abg . Mölling : Sie haben gehört , daß der Herr Re-
gierungscomnnssar im Wesentlichen nur wiederbolt und näher
auSgesührt har , womit er in der vorigen Sitzung den des-
sallstgcn Antrag begründete , daß nämlich es beim Entwurf
bl . ide , wonach nur die allgemein gesetzliche Bestimmung über
die Präsenzzeit entscheidend wäre . Ich mache Sie aber
darauf aufmerksam , daß wir nach dem bestehenden Gesetz , dem
Regulative , an die 2jährige Präsenzzeit gebunden sind , daß
wir al >o, wenn es beim Entwurf geblieben wäre und etwa
der Bund das jetzt bestehende Minimum herabsetzt , um t/z Jahr
etwa , nicht verlangen könnten alS ein Recht , daß die Staats¬
regierung dieses Minimum annimmt . Sie müssen also der
Staatsregierung es überlassen und daS Vertrauen haben,
daß die StaatSregierung auf einen solchen Antrag cinginge.
Hier ist nun eine Modisicalion . In dem jetzt eingebrachten
Anträge will die StaatSregierung als Regel das Minimum,
fcsthalten . Ich warne Sie vor der Annahme dieses Antrags,
es könnte auch dieser Antrag zur Schlinge werden , in der
wir gefangen werden . Der Herr Regierungscommissär hat
freilich die Sache ganz ungefährlich dargestelll und zwar so,
daß nur eine Ausnahme für einzelne Jadividiurn zur Strafe
cingcsührt wird . Dann ist allerdings der Antrag nicht so
gefährlich , aber es steht hier nur allgemein „ in der R >gel"
das ist ein Begriff . Wenn wie aber sagen , daS Minimum
darf nicht überschritten werden , haben wir eine TdaNache.
Thatsachc und Begriff ist zweierlei . Der Begr fff ist der
Deutung unterwoifen , die Thalsache nicht . Wer bürgt Ihnen
dafür , daß nachher so mild zu Werke gegangen wird , wie
uns hier auseinandergcsetzt worden ist ? Wir wissen lange,
wie sehr man bemüht ist , die Präsenzzeit hinaufzuschrauben,
statt sie zu erniedrigen , und wenn Sie einzelne Ausnahmen
wollen , so müssen diese bestimmt werden . Wir wissen , wie
das Militär begünstigt wirb , wir wissen auch , wie die mili¬

tärischen Kräfte beständig darauf dringen , das Militär über
daS Bedürfniß hinaus festzuhallen . Das Minimum scheint
mir schon übermäßig hoch gegriffen . Wir haben also allen
Grund die Thatsache festzuhallen , das Minimum darf nicht
überschritten werden . Ich wüßte auch nicht , wie der Bun¬
destag dagegen Einspruch erheben könnte , er kann es nicht,
denn wir wenden nur seine eignen Vorschriften an , nichts
weiter . Ich warne Sie nochmals diesen Antrag anzunch-
men , weil Sie nicht wissen , waS unter „ in der Regel " ver¬
standen werden soll.

Abg . Strackerjan II . : Meine Herren ! Der Herr
Vorredner hat Sie gewarnt , den Antrag des Herrn Regie-
rungScommissärS anzunehmen , weil er nicht wisse , waS unter
„in der Regel " zn verstehen sei, der Herr Regierungscom-
miffär hat Ihnen schon mitgelheilt , wozu diese Ausnahme
dienen soll . Meines Erachtens ist aber in der Bestimmung
des Regulativs über den Bedarf des Militärs die Garantie
schon gegeben , daß die Staatsregierung die Minimalsätze nicht
übersteigen kann , weil cs ihr an Mitteln fehlen würde , den
Aufwand zu bestreiten . Wenn aber die Präsenzzeit allgemein
herabgesetzt werden sollte , dann wird dies die Regel sein und
bann wird dies a !S Minimum gelten.

Abg . Selckmann : Ich wollte im Wesentlichen das¬
selbe auf die Aeußerungen des Abg . Mölling  sagen , was
der Herr Vorredner bereits gesagt hat . Wenn es heißt , „ daß
in der Regel die Präsenzzeit daS Minimum nicht überschrei¬
ten soll " , so ist damit gesagt , 2 Jahre , und daß , wenn die
Bundesgcsetze sie hcrabsetzen , dann das Minimum ein kürzeres
sei. Dies ist klar und deutlich gesagt und ich vermag nicht
einzusehen , wie selbst das möglichst weitgehende Mißtrauen
des Abg . Mölling  etwas Bedenkliches und Gefährliches
darin finden kann , wenn man sagt , die Regel soll das ge¬
setzliche Minimum sein . Das , waS der Herr Regierungs-
commiffär erreichen will , daß nämlich Leute , die sich wäg ge¬
zeigt haben in ihrer Ausbildung , über diese Präsenzzeit noch
eine Zeit lang im Dienst behalt . n werden können , eines Thests
um ihre mangelhafte Ausbildung zu vollenden , andern Theils
um umer den Trägen einen Sporn zu haben , damit sic nicht
Zurückbleiben , diesen Zweck hat der Abg . Mölling  selbst ge¬
wollt und wenn man diese Ansicht alS richtig anerkmnt , so
wird man unbedenklich dem Anträge , wie er jetzt vorliegt,
beitreten können . Außerdem möchte ich Sie noch darauf auf¬
merksam machen , daß der Antrag eine Verbesserung des be¬
schlossenen Zusatzes im tz. 4 enthält . Man weiß nickt was
unter „ derselben " zu verstehen ist, soll sich das „ derselben«
auf bas Minimum der Bundcsgesetzlichen Bestimmungen be¬
ziehen ? Der Antrag , wie er jetzt gefaßt ist, sagt bas , waS
man wollte , daß die Präsenzzeit das Bundesgcsctzliche Mini¬
mum nicht übersteigen soll und insofern finde ich auch darin
eine Verbesserung.

Abg . Böcke ! : Ich möchte Sie warnen , diese unbe¬
stimmte Fassung im Gesetze aufzunehmen , wie sie die Slaais-
regicrung zu wünschen scheint . Wenn Sie die Uebcrzeugung
haben , daß dem Laude nicht mehr zugcmuthet wird , als muß,
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dann beschließen Sie eS so, Sie haben dann freilich eine andere

Urberzeugung , als ich und dann nützt mein Reden nicht «.

WaS aber die Sache selbst betrifft , so ist eS ein großer Jrr-

thum , wenn man glaubt , daß dafür , daß ein Mann länger

präsent gehalten wird , ein anderer entlassen werden könnte , denn

tz. 22 der BundeSkriegsverfaffung bestimmt ausdrücklich : ( wird
verlesen ) . Cs kann demnach keiner vor 2 Jahren entlassen

werden und wenn dies eine Strafe der Tragen sein soll , daß

sie länger als 2 Jahre dienen , so straft man sie für Etwas,
wofür sie nicht können , denn wenn Sie nur Hinsehen , wer¬

den Sie finden , daß erst im zweiten Zähre die Trägheit sich

einfindet , und daß wenn die Leute über daS erste Jahr hinaus

sind , anfangcn schlechter und nachlässiger zu werden , deshalb

möchte ich Sie bitten , diesen Antrag des RegierungScom-

missärs nicht anzunehmen.

Abg . Bargmann : Es cxistirt , wie ich gehört habe,

eine Schrift eines sachkundigen Offiziers , worin dargethan

ist, daß ein Soldat in 6 Monaten ausgcbildet werden kann.

Bisher war die gesetzliche Dienstzeit 18 Monat , in der That

aber nur 16 Monat und dicS hat vollkommen zur Ausbil¬

dung auSgercicht ; wenn jetzt die Bundesgesetzliche Präsenzzeil

auf 2 Jahre resp . 3 Jahre festgestellt ist, so scheint mir diese

Zeit doch vollkommen genügend zu sein , und wenn dennoch

eS Leut - geben sollte , bei denen sie nicht auSreicht , so mögen

sie entlassen werden , aber nicht Veranlassung geben eine so

unbestimmte Fassung in das Gesetz auszunehmen.

Ueber den Antrag deS RcgicrungscommissärS ist nament¬

liche Abstimmung beantragt.

Es stimmten gegen  denselben die Abgeordneten:

Ahlhorn , Arkenau , Bargmann , Böckel , von

Böselager , Brägclmann , Brörmann , Eilks , Frank,

Franksen , Hardt , Kasten , Kückens , Mölling,
Müller , Niebour , Oetken , OldejohannS , Rab-

ben , Ritter , Strodthoff , Struthofs , Töllner,

Wich mann , Millers , WindhauS.

Für  denselben stimmten die Abgeordneten:

Barnstedt , Bothe , Flor , Hullmann , Kindt  II .,

Kunz , Oltmann , Pancratz , Rüder , Selckmayn,

Strackerjan I -, Strackerjan  II . , von Wedderkop,
Zedelius.

Abwesend sind die Abgeordneten:
Barleben , Bünne meyer , Kindt I . , Linde¬

mann , Lücrßen , Meyer - Holzgrefe , Werry.

Der Antrag ist mithin mit 26 gegen 14 Stimmen ob-

ge'ehnt . — ES liegt ferner vor ein Antrag deS Regierungs-

commissärs:
„im Art . 9 tz. 1 heiße es : nach Berhältniß ihrer auS

der letzten der Diensteinstellung der Militärpflichtigen

vorhergegangenen Volszählung sich ergebenden Bevöl¬

kerung beizutragen ."
Abg . MLlling : Nur weil ich Mitglied deS betreffenden

Ausschusses gewesen bin , habe ich zu erklären , daß ich mei¬

nerseits kein Bedenken trage , mich diesem Anträge anzuschlie¬

ßen , der mir allerdings deutlicher zu sein und daher redaktio¬

nell auch eine Verbesserung zn enthalten scheint.
Der Antrag desReg .-CommiffarS wird angenommen.

Zu Art . 31 ist vom Abg . Töllner  beantragt:

der Art . 31 erhalte statt der bei erster Lesung von mir

vorgeschlagcnen nunmehr folgende Fassung:

tz. 1 . Der regelmäßige EintrittStermin Art . 7 tz. 1

darf nicht später als vom 1. biö 8 . Mai desjenigen

Jahres , in welchem die Militairpflichtigen der be¬

treffenden Jahresclasse das 21 . Lebensjahr vollenden,
bestimmt werden.

Der Antrag findet hinreichende Unterstützung.
Abg . Selekmann : Schon bei erster Lesung war eS die

Ansicht , daß dieser Antrag des Herrn Abg . Töllner  weder

irgend einen Dorlheil für die Einzustellenben enthalte , noch

auch in anderer Beziehung angemessen sei. Bei 1 «/ , jähriger

Präsenzzeik war es anders , bei einer 2 jährigen aber ist eS

ziemlich einerlei , ob der Antrittstermin am 1 . Mai oder 1.
November war . Ob er von 2 Sommern und 2 Wintern

zuerst den Sommer oder den Winter dient , kann im Allge¬

meinen im Interesse des Wehrpflichtigen einerlei sein , einerlei

ist eö aber nicht im Interesse des Dienstes , da gerade wäh¬

rend des Sommers die größeren Felddienstübungcn vorgenom-

men werden müssen und diese nicht im Winter vorgenommen

werden können , also schon aüS diesem Grunde werden Sie

den Antrag PeS Abg . Töllner  nicht zulässig halten können.

ES kommt aber auch noch ein anderer Grund hinzu , weshalb

ich mich gegen diesen Antrag erklären muß , weil dadurch der

Ei'ntntlstermin meines ErachlcnS so früh gesetzlich sixirt wird,

daß nach meinen Erfahrungen eine genügende körperliche

Ausbildung in unserer Gegend nicht stets erwartet werden

darf . Nach dem bestehenden Rccrutirungsgesetz war der Ein¬

trittstermin der 1. Mai desjenigen Jahres , in welchem der

Militairpflichtige das 22 . Jahr zurückgelegt , der Entwurf hat

ihn schon um ' / » Jahr verfrüht , indem er sagt , auf den 1.

November desjenigen Jahres , in welchem die Militairpflichtigen

daS 21 . Lebensjahr vollenden , der Antrag deS Abg . Töll¬

ner  geht noch Vr J <chr herunter , Eintrittttrmin würde

also den bestehenden Verhältnissen gegenüber um ein volles

Jahr verfrüht werden . Schon jetzt , wo die Wehrpflichtigen

am 1 . Mai desjenigen Jahres eintrcten , wo sie das 22 . Jahr

zurücklcgcn , kommt es häufig vor,  daß sie noch im 1 . Jahre

zurückgesctzt werden müssen , weil die Leute noch zu schwach

sind , und die erforderliche Ausbildung noch nicht vorhanden

ist . Wenn Sie es also noch ein Jahr erfrühen , so ist sehr

zu befürchten , daß dies sich bedeutend vermehren wird , wo¬

durch für die klebrigen aus dem Distlict sehr erhebliche Nach¬

theile entstehen , weil für jeden Schwachen ein Anderer wird

eintrcten müssen ', abgesehen von den großen Belästigungen,

welche für den Zurückgesetzken darin liegen , daß er noch ein

Jahr unsicher bleibt , ob er eintrcten muß , oder nicht . Ich

glaube also , daß auch aus diesem Grunde der Antrag des

Abg . Töllner,  für welchen weder Gründe der Zweckmä¬

ßigkeit noch dcr Nolhwendigkcit sprechen , abgelehnt werden muß.
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Abg . Töllner : Wesentliche Zweckmäßigkeitsgründe ha¬

ben mich bestimmt , den Antrag , wie er gestellt ist , zu stellen,

nämlich weil das Herkommen auf dem Lande eö mit sich

bringt , daß die Eontracte zwischen Herrschaften und Dienst¬

leuten auf ein Jahr abgeschlossen werden und weil dies für Herr¬

schaften und Dienstleute vortheilhask gewesen ist . Es ist zwar

häufig vorgekommen , daß auch Abweichungen von der Regel

staitfanden , aber man muß solche Uebelständc nicht be¬

günstigen.
Reg . - Comm . Meinardus : Den Gründen , welche von

dem Abg . Töllner  für seinen Antrag angeführt sind , stehen

doch auch manche andere entgegen . ES ist ohne Zweifel wahr,
daß es Gebrauch ist, diese Dicnstcontracle auf ein Jahr einzu-

gehen , aber daS läßt sich ändern , indem auf jährige Dienst-

conlracte zurückgegangen würde . Ein Bortheil schein ! es mir

aber zu sein , daß erst im Herbst eingestellt wird , nach Been¬

digung  der Erntearbeiten , als wenn diese noch bevorstehcn.
Auch würde die Beurlaubung nicht im Spätherbst staltsindcn,

sondern schon einige Monate früher , weil der einzelne Mann
nicht volle 24 Monate im Dienst behalten werden kann , da¬

mit noch Zeit zu größeren Uebungen bleibt . Die Staaksre-

gierung hat um so mehr geglaubt , bei der 2 jährigen Prä¬

senzzeit im Herbst einstellen zu müssen , theilö aus den von
dem Herrn Abg . Selckmann  hcrvorgehobenen dienstlichen

Rücksichten , wonach es Ihnen klar sein wird , daß wenn die

letzten Monate im Winter abgeleistet werben , für die Aus¬

bildung der Mannschaft nur wenig geschehen könnte , theils

aber auch abgesehen von diesem dienstlichen Grunde , hat die

Staatsregierung geglaubt , auf die Zustimmung des Landtags

für die Herbsteinstellung um so mehr rechnen zu dürfen , weil
früher im Landtage der Wunsch sehr häufig laut geworden

ist , die Einstellung möge auf den Herbst verlegt werden . ES
wird Ihnen bekannt sein , baß die Staatsregierung hierüber

interpellirt wurde und daß die Staatsregierung erklärte , bei

der 1 «/ , jährlichen Prasenzzeit wäre es nicht gut thunlich , da

aber schon damals in Aussicht stand , baß die 2 jährige Pra¬

senzzeit cingeführt werden müsse , so wolle sie auf diese Herbst-
einstellung Bedacht nehmen . Damals war es auch , so viel

ich weiß , im Landtage durchweg die Ansicht , es wäre im In¬

teresse des Landes und daher sehr wünschenswerth , die Leute

nicht im Frühjahr , sondern im Herbst einzustcllen.

Abg . Ahlhorn : Als Mitglied des Ausschusses kann ich

erklären , daß dieser Antrag schon im Ausschuß zur Sprache

gekommen ist , wir aber später davon wieder zurückgekommen
sind , auch habe ich als Ausschußmitglied bei erster Lesung da¬

für gestimmt . Ich habe damals aber nicht daS Gewicht

darauf gelegt , welches ich jetzt darauf lege . Aber hauptsächlich

im Interesse des Wehrpflichtigen ist dieser Antrag . Er muß

jetzt 2 Sommer und 2 Winter dienen und er kann sich nur

auf t/z Jahr vermiethen , wenn er im Herbst einberufen wird,
und dann ist in Betracht zu ziehen , daß er erst wieder im Winter

entlassen wird , wo die Arbeiten schon beendigt sind und zum

großen Theil nicht viel Arbeit vorhanden ist , so daß er froh sein

wird , wenn er nur für Kost Arbeit findet , und es wird ihm häufig

schwer fallen , selbst für die Kost ein Unterkommen zu finden
und darum ist es wesentlich im Interesse der dienenden Mann¬

schaft , wenn sie am 1 . Mai eingestellt und entlassen werden,

denn die Dienstcontracte werden immer von Mai 'zu Mai bei

uns abgeschlossen . Der Herr Reg .-Commiffar hat gesagt , der

Landtag habe früher den Wunsch ausgesprochen , daß im Herbst

eingestellt würde , ja , meine Herren , es ist der Wunsch ausge¬

sprochen worden , als wir die l ' /z jährige Präsenzzeit hatten,

und da wäre cs allerdings im Interesse des Landes gewesen,

im Herbst einzustellen , bann hätten die Leute nur 1 Sommer

und 2 Winter zu dienen brauchen , jetzt stellt sich aber die

Sache ganz anders . Dann ist auch gesagt worden , dienstliche

Rücksichten verlangen , daß im Herbst eingestellt würde , aber meine

Herren , die Regierung hat die 2 jährige Prasenzzeit cingeführt
und da viele militärische Autoritäten erklärt haben , in einem

Jahre  könne die Mannschaft vollkommen ausgebildet wer¬

den , so fällt auch dieser Grund weg . Dann ist vom Herrn

Reg . -Commiffar gesagt worden , die Leute würben 2 Monate

eher entlassen werden , um Zeit für die großen Manöver zu

gewinnen , darauf kann man aber auch nicht bauen , denn in

Militärsachen habe ich gar kein Vertrauen zu der Regierung,
und wäre cs auch wirklich der Fall , so kämen die Leute am

1. März wieder , und dann geht gerade die Arbeit los , woge¬

gen wenn sie im Herbst eingestellt würden , sie am l . Septem¬
ber wieder kämen , wo die Ernte schon beschafft ist, und nicht

so gut mehr Arbeit zu bekommen ist , ich muß Sie daher

dringend ersuchen , für den Antrag des Abg . Töllner  zu
stimmen.

Reg .-Comm . Meinardus : Ich glaube der hauptsäch¬

lichste Grund , den der Abg . Ahlhorn  gegen die Herbst¬

einstellung angeführt hat , wird dadurch entkräftet , daß wie

ich schon gesagt habe , die Beurlaubung immer ein bis zwei

Monate vor dem Einstellungstermin wird geschehen müssen,

damit die Regierung im Stande sei, den Mann zu noch grö¬

ßeren Uebungen wieder einzuberufen . Wenn dies aber ge-

geschieht , so wird der Mann gerade zu einer Zeit beurlaubt,

wo die Erntearbeiten beginnen , er wird also nicht schon zu¬

frieden sein dürfen , wenn er nur für die Kost ankommt , er

wird zu den Erntearbeiten ganz außerordentlich wohl zu ver¬
wenden sein , also auch sein Unterkommen leicht finden . Ob

der Abg . Ahlhorn  das Mißtrauen hat , die StaatSregierung

werde nicht früher beurlauben , das mag er mit sich selbst

ausmachen , das kommt gar nicht in Betracht . Die Staats¬

regierung hat die Präsenzzeit erhöht nach einer bundesgesetz-

lichen Bestimmung , und zwar wie es darnach sein soll , für

den einzelnen Mann 24 Monat , da er aber diese Präscnzzeit
nicht auf einmal ableisten , sondern zu größeren Uebungen Un¬

berufen werden soll , so ist die Regierung genöthigt  früher

zu beurlauben , also selbst wenn das Mißtrauen begründet

wäre , daß die Regierung so lange als möglich die Mann¬

schaften behalten würde , so würde cs nicht möglich sein , sie

muß den Mann beurlauben und zwar zu einer Zeit , wo noch

die Ernte nicht beendet ist , wo er also vollständig Aussicht

haben wild , sein Unterkonzmen zu finden.
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Der Antrag des Abg . Töllner  zu Art . 31 wird zur
namentlichen Abstimmung gebracht.

Es stimmten für denselben die Abgeordneten:
Ahlhorn , Arkenau , Bargmann , Böckel , von

Böselager , Brörmann , Eilks , Frank , Franksen,
Hardt , Kückens , Mölling , Müller , Niebour,
Oetken , Rabbcn , Ritter , Struthofs , Töllner,
W indhaus.

Dagegen stimmten die Abgeordneten:
Barnstedt , Bothe , Brägelmann , Flor , Hull-

mann , Kasten , Kindt II . , Kunz , Oldcjvhanns,
Oltmann , Pa ncratz , Rüder , Selckmann , Stracker-
jan I . , Strackerjan II ., Strodthosf , von Wedder-
kop , Wichmann , Millers , Zedelius.

Abg.  Kindt I -, während der Abstimmung vom Urlaub
zurückgekehrt , enthielt sich der Abstimmung.

Abwesend waren die Abgeordneten:
Barleben , Bünnemeyer , Lindcmann , Lüer-

ßen,  Meyer -Holzgrefe , Werry.
lieber den Antrag des Abg.  Töllner ist mithin Stim¬

mengleichheit . es muß sonach die Abstimmung in nächster
Sitzung wiederholt werden.

Der fernere Antrag des Reg .-Commissars:
Streichung des zum Art . 40 h . 1 ( jetzt zu Art . 34)
in erster Lesung beschlossenen Zusatzes

wird  abgelehnt und der Antrag des Reg .- Commissars:
im Art . 36 h . 1 werde hinter „ Thaler " eingeschaltet:
„nach dem Dreißigthalerfuße " anstatt der in erster Le¬
sung beschlossenen Worte „ Oldenburger Courant"

angenommen.  Die Abstimmung über das ganze Gesetz
wird ausgesetzt bis zur wiederholten Abstimmung über den
Antrag des Abg . Töllner.

II . Berathung über den Bericht des Finanzausschusses,
betreffend die Ermächtigung der Staatsrcgierung zu Abände¬
rung des Zollvereinstarifs.

Abg . Strackerjan II . als Berichterstatter : Die Staats-
regierung bezieht sich auf die Verhandlungen des 9 . Landtags.
Ich werde mir erlauben dürfen , diese vorzulcsen . Zn dem
damaligen Schreiben vom 7 . März 4855 ( Anlage 463 S.
544 ) bemerkte die StaatSregicrung : „ So oft die Nothwen-
digkeit solcher Tarifsändcrungen sich geltend macht , findet sich
die Staatsregierung — falls nicht etwa der Landtag versam¬
melt ist oder dessen Versammlung nahe bevorstcht — in einer
mißlichen Lage . Es hilft hier nicht der Art . 137 des Staats-
grundgesetzcs , welcher in Fällen der Dringlichkeit Verordnun¬
gen von gesetzlicher Bedeutung gestattet . Denn diese Verord¬
nungen haben , wenn nicht der nächste Landtag seine Zustim?
mung ertheilt , nur eine vorübergehende Wirksamkeit . Es
erfordert aber das Verhältniß der Staatsregierung zu den
übrigen Regierungen des Zollvereins in jedem Falle eine de¬
finitive , bindende Erklärung , da man von den übrigen Staa¬
ten nicht erwarten mag , daß sie die Dauer ihrer Tarifsätze
von der Erklärung einzelner Landesvertrctungen abhängig
machen.

Unter diesen Umständen muß die Staatsregierung drin¬
gend wünschen , daß ein Weg gesunden werde , auf welchem
diese Schwierigkeiten vermieden und Abänderungen derartiger
unwichtiger Tarifsätze ohne Zustimmung des Landtags für je¬
den einzelnen Fall erreicht werden können.

Zu diesem Ziele würde es führen , wenn der geehrte Land¬
tag für seine Dauer die Staatsregierung ermächtigte , derartige
Tarifänderungcn vorzunehmen , sofern der in einzelnen Fällen
zu befragende ständige Landtagsausschuß seine Zustimmung
dazu geben würde , wie auch in anderen Staaten des Zoll¬
vereins Tarifänderungen überhaupt lediglich von der Zu¬

stimmung des Landtagsausschusses abhängig gemacht sind ."
Der damalige Finanzausschuß erklärte sich für diesen Antrag

der Staatsregierung und führte in seinem Berichte ( Anlage 209
S - 804 ) folgendes an : „ Indem der Ausschuß nun zunächst auf den
Inhalt desselben Bezug nimmt , muß er anerkennen , daß cS
nicht immer gerechtfertigt sein würde , wegen einer von den Zoll-
vereinsstaatcn etwa beschlossenen Tarifänderung den Landtag,
falls solcher nicht zufällig versammelt sein sollte , zusammen
zu berufen , um demselben die Angelegenheit zur erforderlichen
Zustimmung vvrzulcgen , da manche Tarifänderungen so unbe¬
deutend und namentlich für Vas Herzogthum von so unter¬
geordneter Wichtigkeit sind , daß die mit der Zusammenberu¬
fung eines Landtags verbundenen Kosten rc. damit in keinem
Verhältnisse stehen würden . Mag nun auch unter solchen
Verhältnissen die demnächstige Zustimmung deS Landtags nicht
zu bezweifeln sein und möchte daher auch vielleicht ohne Ge¬
fahr von Seiten der Staatsrcgierung der Weg des Art . 437
Z. 2 des Staatsgrundgcsetzes beschritten werden können , so
muß dagegen doch auch zugegeben werden , daß es zu den
größten Verwickelungen führen könnte , wenn die Staatsre-

gicrung auf jenem Wege vorangegangen und sich den übrigen
Zollvereinsregierungcn gegenüber verpflichtet hätte und dem¬
nächst der Landtag die Zustimmung zu der vereinbarten Ta-
rifsänderung verweigerte , wie dies , in dem Schreiben der
Staatsregierung hervorgehoben . Der Ausschuß muß daher
auch mit der Staatsregierung zur Vermeidung derar¬
tiger Verhältnisse eS für wünschenswerth halten und auch
damit einverstanden sich erklären , daß dieses am angemessen¬
sten dadurch geschehe , daß der Landtag von vornherein sich
damit einverstanden erkläre , daß während seiner Dauer ( wäh¬
rend der jetzigen Wahlperiode ) Aenderungen der für daS Her¬
zogthum weniger wichtigen Positionen des Zollvereinstarifs
dann vorgenommen werden können , wenn der ständige Land¬
tagsausschuß seine Zustimmung dazu ertheilt.

Daß diese Ermächtigung auf die Dauer des Landtags
zu beschranken sei, wird keiner weitläuftigen Begründung be¬
dürfen , da im entgegengesetzten Falle , darin ein Aufgebcn der
Rechte des Landtags , eine Ausdehnung der Befugnisse des
ständigen Landtagsausschusses , mithin eine Aenderung des
Staatsgrundgesetzes liegen dürfte , was bei der angedcutcten
Beschränkung der Ermächtigung nicht anzunehmen sein wird,
da dann dieselbe nur als die von vornherein ertheilte , aber
an eine Bedingung , die erfolgende Zustimmung des ständigen

49Berichte . XU . Landtag.
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Ausschusses geknüpfte Zustimmung des Landtags erscheint,

welche mit dem Mandat der Abgeordneten wieder erlischt.
Es wird daher nun in Frage kommen , für welche Ta-

rifsposftionen diese Ermächtigung zu crtheilen sei, und ob die
von Seiten der Staatsregierung selbst vorgeschlagenrn Aus¬

nahmen genügten , welche sämmtlich sich darauf beschränken,
daß dadurch eine Erhöhung der fraglichen Tarifpvsitionen

ohne Zustimmung des Landtags ausgeschlossen wäre , nicht aber

eine Ermäßigung derselben , welche , wenn der Antrag der

Staatsrcgierung angenommen , im Einverständnisse der Zvll-

vereinsregicrungcn und mit Zustimmung des ständigen Land-

tagsausschusses würde erfolgen können , während bei den nicht
ausgenommencn Artikeln auch , eine Erhöhung unter der ange¬

gebenen Voraussetzung zulässig sein würde ."
Auch der jetzige Finanzausschuß hat den Antrag der

Staatsrcgierung nicht bedenklich gefunden . Es sind nämlich

von dieser Ermächtigung , die der Staatsregierung erchcilt
werden soll , ausgenommen die Positionen 2 s . rohe Baum¬
wolle , 3 a . rohes Blei , 6 . Eisen und Eisenwaaren , 8 . Flachs,

Hanf , 9 . Getreide , 12b . Bau - und Nutzholz , 19s . Kupfer,
21s . rohes Leder , 226 . Segeltuch , 2Zb . Branntwein , k. Wein,

m . Kaffee , p . Sago und Sago - Surrogate , s . Reis , u . Sy-

rup , vl . roher Taback , rv. Thee , x . Zucker , 26 . Oel in Fäs¬
sern , 34 . Steinkohlen , 36 . Talg , 37 . Theer , 39 . Anmerkung:

Vieh auf der Grenze zwischen Harburg und Leer , 42a . Zink
in Blöcken, - 43 . Anmerkung : Zinn , ferner die ermäßigten Aus¬

gangsabgaben für altes Tauwerk , 24 . Anmerkung , und für

Heidschnucken wolle , 41s . Anmerkung . Dies sind die wichtigsten
Positionen , wie Sie gehört haben , also diejenigen Positionen,

.wobei das Interesse des Landes am meisten in Betracht

kommt , für welche sich der Landtag auch wohl die Entschei¬

dung . Vorbehalten mag . Auf die klebrigen glaubt der Aus¬
schuß kein so großes Gewicht legen zu können , um für die

etwaigen Acnderungcn derselben dem Landtage unbedingt die

Entscheidung vorzubehalten , und beantragt daher:
Der Landtag wolle die Staatsrcgierung für die Dauer

der gegenwärtigen Wahlperiode zu Veränderungen
des Zollvereinstanfs ermächtigen , falls der ständige

Landtagsausschuß seine Zustimmung zu denselben er-

thcilt haben wird und die Aenderung nicht in einer

Erhöhung der Positionen 2s . 3 s . 6 . 8 . 9 . 12b . 19 s.

21s . 226 . 25 b . k. m . p . ( dieser letzteren aber nur

hinsichtlich Sago und Sagosurrogate ) , s . u . v. ( 1) ,
w . x . 26 . 34 . 36 . 37 . 39 . Anmerkung 3 . 42 s . und

43 , Anmerkung des Tarifs bei den Eingangsabgaben
und der Positionen 24 , Anmerkung 41s und der An¬

merkung des Tarifs bei den AusgangsabgabcN be¬
stehen.

Dieser Antrag des Ausschusses wird angenommen.

III . Nachträglicher Bericht des Finanzausschusses zu

tz. 121 des Voranschlags der Ausgaben deS Herzogthums
Oldenburg.

Der Berichterstatter Abg . Böckel verliest den Bericht.

Der Antrag des Ausschusses lautet:

der Landtag wolle an Geschäftskosten des evangelischen

OberschulcollegiumS für 1858/60 jährlich 824 Thlr.
bewilligen " .

Dieser Antrag wird ohne Debatte angenommen.

IV . Berathung über den Antrag des Finanzausschusses
zum Schreiben der Staatsregierung vom 4 . Mai 1858 , be¬

treffend Nachbewilligungen zum Voranschläge der Postcaffe
pro 1855/57.

Der Berichterstatter Abg . Böckel verliest den Antrag
des Ausschusses . Derselbe lautet:

der Landtag wolle sich mit einer nachträglichen Er¬

höhung der tztz. 8 und 9 , 10 und 11 deS Voranschlags
der Ausgaben der Postcasse ( für Beförderung der Po¬

sten) pro 1857 um 5534 Thlr . 5 /̂§ gr . einverstanden
erklären . '

Abg . Böckel als Berichterstatter : Ich habe Nichts wei¬

ter hinzuzufügen , da der Ausschuß sich ganz den Motiven der
Staatsregierung , welche in dem Schreiben vom 4 . Mai an¬

gegeben sind , angeschlossen hat , und kann Ihnen nur die An¬

nahme des Antrags empfehlen.
Der Antrag des Ausschusses wird angenommen.
V. Wahl eines Ausschusses von 7 Personen zur Be¬

gutachtung des Antrags des Abg . Ahlhorn  und Genossen.

Abg . Zrdeiius : Ich möchte mir die Frage ack den

Hrn . Präsidenten erlauben , ob der Ausschuß blos zu dem

Zwecke gewählt wird , sich über den Antrag gutachtlich zu
äußern , oder ob der Ausschuß cvenk . auch schon die Addresse
an Se . König !. Hoheit zu entwerfen hat .'

Präsident : Nur zur Begutachtung des Antrags , und
eS würde , falls der Antrag angenommen würde , zur Ent-

wcrfung der Addresse ein neuer Ausschuß zu wählen sein.

Die Stimmzettel werden eingesammclt und ausgezählt.

Es sind in diesen Ausschuß gewählt die Abgg . Ahlhorn
mit 25 Stimmen , Brörmawn  mit 24 Stimmen , Hüll¬

mann  mit 24 St . , Mölling  mit 26 St -, Müller  mit
18 St ., Skrodthoff  mit 25 St -, Töllner  mit 24 St.

VI . Mündlicher Bericht des Gesammtvorständes , betref¬

fend die Bewilligung eines festen Gehalts für den Landtags-

Registrator Sckwenke.
Abg . Hullniann als Berichterstatter : Der Landtags-

Registrator Schwenke hat sich , wie Sie wissen , wiederholt,
schon während des 10 . Landtags , an den Landtag und die

Staatsregierung gewendet mit dem Ersuchen , daß ihm ein
festes Gehalt bewilligt werde . Er ist auch jetzt wieder mit

dem Gesuch hervorgetreten , und sowohl die Stüalstegicrung
wie der Vorstand des Landtags waren der Ansicht , daß dieser

Wunsch begründet sei , und die Staatsregierung ist mit dem

Anträge an uns getreten , ihn durch Bewilligung eines festen

Gehalts ' den Staatsdicnern gleichzustellen . Bisher war ihm
schon eine Verbesserung seines Gehalts dadurch zugekommeU,

daß ihm die Staatsregierung eine Beschäftigung beim Ober¬

schulcollegium gab . Die Staatsregierung hat nun beantragt,

dem Landtagsregistrator ein Gehalt von 200 Thlrn . beizu¬

legen , außerdem ihn aber noch bei dem Oberschulcollegium
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für die bisherige Gebühr von 120 Thlrn . jährlich zu beschäf¬

tigen . Der Landtagsregistrator hp,t dringend gebeten , bqß ihm
der ganze  Satz als festes Gehalt hier auSgcsetzt werde , und
der Gcsammtvorstand hält , diesen Wunsch für gerechtfertigt.

Wenn er einmal als Staatsbiener gehalten und betrachtet

werden soll , so mag cS billig sein , daß er auch in allen Be¬

ziehungen als solcher behandelt wird . Unser Antrag untrr-

scheidef sich also von dem Anträge der Stagtsregicrnng nur
dadurch , daß nach ihm die ganze Summe , welche er jährlich

haben soll , als festes Gehalt gegeben werden soll , während

der LanktagSregistrgtor die Verpflichtung übernähme , wahrend
der Zeit , in welcher der Landtag nicht versammelt ist , die¬

jenigen Geschäfte zu übernehmen , welche daS Staatsministe - ,
rium ihm übertragen wird . In der Sache selbst tritt jetzt

dadurch , daß seine Einnahme festes Gehalt wird , noch die

Amberung hinzu , daß er diesen ganzen Betrag aus der Een-
tralcasse zu beziehen hat , während er nach dem Anträge der

Staatsregierung einen Thcil beim Obcrschulcollegium , also

aus der Kaffe des Herzogtums zu beziehen hätte ; dieser

Unterschied ist aber im Ganzen den beiden Fürstentümern

gegenüber nur geringfügig und wird sich auch leicht heben
lassen, wenn die Staatsregierung darauf Bedacht nimmt , ihm

möglichst Arbeiten der Centralverwaltung zugehen zu . lassen.

Der Vorstand hat seinen Antrag dem Hrn . Regicrungs -Eom-
missär mitqetheilt und darauf die Antwort erhalten , daß auch

die Staatsregierung dem Anträge deS Gesammtvorstandes
nicht cntgegentreten wirb . ES versteht sich -übrigens von
selbst, daß , da der feste Gehalt vom . 1 . Januar d . Z . an lau¬

fen soll, diejenige Vergütung , welche der Landtagsregistrator

bereits seit,dem 1 . Januar bezogen hat , in , Anrechnung ge¬

bracht wird , und nicht blos die vom Landtage bezogene , son¬

dern auch die , welche er für seine Dienstleistung beim Ober-

schülcollegium bezogen hat , und aus diesen Rücksichten hat
der Gesammtvvrstand folgenden Antrag gestellt:

Der Landtag beschließe : mit dem Anträge der Staats-

regicrung vom 9 . Februar 1858 , betreffend die Be - ,

willigung eines festen Gehalts für den LandtagSregh-

strator Schwenke und die Feststellung dieses Gehalts

unter folgenden Modisscationen sich einverstanden zu
erklären:

1. das Gehalt werde zur Zeit auf jährlich 320 THIr.
festgcstellt;

2 . aus dieses vom 1 . Januar d . I . an zu rechnende
Gehalt werde für das laufende Jahr außer dem

Betrage der in diesem Jahr bereits bezogenen
Taggelder auch der Betrag der in diesem Jahr

für die Hülfsleistungen beim evangelischen Ober-

schulcollcgium bezogenen monatlichen Vergütun¬
gen in Abzug gebracht;

3 . dem Landtagsregistrator werde dabei die Ver¬
pflichtung auserlegt , für die Zeit , in welcher er

nicht durch LanLtagsarbeiten in Anspruch genom¬

men ist , diejenigen Geschäfte zu übeinebmen,
welche das Staatsministerium ihm übertragen wird.

. Dieser Antrag des Gesammtvorstandes wird ohne De¬

batte angenommen.

VH - Berathung über den Antrag des Finanzausschus¬

ses wegen des Baues eines geschlossenen HafcnS zu Brake.

Abg . Töllner als Berichterstatter : ES bestnden ' ssich in

dieser Hinsicht auf Seite 12 bis 11 des Ausschußbcrichts un¬

ter Nr . 78 , 79 und >80 drei Anträge . Diese sind jetzt weg-

fällig und der Ausschuß hat sich nun zu dem Anträge ver¬
einigt : - -

der Landtag wolle zu dem Bau eines geschlossenen

Hafens zu Brake für 1858 — 38000 Thlr . , für 1859
37000 Tdlr . und für 1860 — 25100 Thlr . bewilli¬

gen , jedoch Unter der Bedingung , daß auch die Stadt
Brake zu dem Bau im Jahre 1858 — 2000 Thlr . ,
im Jahre 1859 — 3000 Thlr . und im Jahre 1860

— 3000 Thlr . bezahlt , desgleichen in der Fickanz-

periodc noch 8000 Thlr . und dafür genügende Sicher¬
heit leistet.

Zur Begründung dieses Antrags in Beziehung auf den
Bau des Broker Hafens darf ich Sie wohl nur darauf Hin¬

weisen , wie die Braker Hafenfrage entschieden worden wäre,

wenn der Landtag nicht dieselbe an den Ausschuß zurück¬

gewiesen hätte , denn es ist wohl nicht dem geringsten Zweifel

unterworfen , daß mein Antrag die Majorität erhalten hätte.

Von Seiten des Herrn Ministers v . Berg  wurde uns ge¬

sagt , daß , wenn mein Antrag zur Annahme gelangen sollte,

dies so gut als eine Ablehnung angenommen werden würde,
und um dies zu verhüten , wurde die Sache an den Finanz¬

ausschuß zurückgegeben und von diesem abermals in Erwä¬

gung gezogen . Der eben vorgelesene Antrag ist das Resultat

der Einigung im Ausschuß und ersuche ich Sie , meine Her¬

ren , denselben annehmen zu wollen.

Abg . Strackerjan 1. : So sehr ich auch bedaure , daß

der Ausschuß nicht im Stande gewesen ist , bei Feststellung

der Bettragsquote der Stadt Brake eine Summe zu finden,

die der Sleuerkrast angemessen gewesen wäre , so muß ich Sie

doch dep Dringlichkeit der Sache wegM '-dringend bitten , dem

Anträge deS Ausschusses Ihre Zustimmung , zu geben . Ich

hoffe , daß der Stadt Brake es möglich sein wird , die Summe

aufzubringen , die ihr zur Pflicht gemacht ist.

Der Antrag des Ausschusses kommt zur namentlichen

Abstimmung und es stimmen für den Antrag die Abgg . :

Ahlhorn , Bargmann , Barnstedt , Böckel , von

Bösclager , Bothe , Brägelmann , Brörmann,

Eriks , Flor , Frank , Frankfen , Hardt , Hullmann,

Kasten , Kindt I ., Kindt  II . , Kückens , Kunz,  Möl-

ling , Müller , Niebour , Oetkcn , OldejohannS,

Oltmann , Pancratz , Rabben , Ritter , Rüder,

Selckmann , Strackerjan 1., Strackerjan  II ., Strodt-

hoff , Töllner , v . Wedderkop , Wichmann , Mil¬
lers.

Dagegen  stimmten die Abgeordneten:
Arkenau , Struthofs , Wind Haus , Zedelius.

49 *
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Abwesend waren die Abgeordneten:
Barleben , Bünnemeycr , Lindemann , Luer-

ßen,  Meyer - Holzgrefe , Werry.
Der Antrag ist mithin mit 37 gegen 4 Stimmen  an¬

genommen.

VII . Fortsetzung der Berathung über den Bericht des
Finanzausschusses über den Voranschlag der Ausgaben des
Herzogthums Oldenburg für 1858/60 , Cap . II. Verwaltung
deS Innern.

Antrag Nr . 81 und 82 ist durch die eben erfolgte Ab¬
stimmung über den Bau eincS geschloffenen Hafens in Brake
erledigt . Der Antrag Nr . 83 ist bereits in voriger Sitzung
erledigt worden , Antrag Nr . 84 wird abgelehnt , dagegen An¬
trag Nr . 83 angenommen.  Antrag Nr . 85 kommt zur
Berathung.

Reg .-Comm . Ducholtz . Meine Herren ! Daß die Er - ,
richtung eines Anlageplatzes bei Dedesdorf wünschenswerth
sei , verkennt auch die Staatsregierung nicht , sie ist aber da¬
von ausgegangen , daß die Aufschiebung dieser Anlage nicht
von erheblichem Nachtheil ist , und daß da die erwarteten
Staatseinnahmen so sehr verringert sind , diese Anlage sehr
wohl verschoben werden könne.

Abg . Bargmann : Ich halte die Ausgabe nicht blos
für wünschenswerth , sondern auch für sehr nothwendig . Sic
haben so eben eine bedeutende Ausgabe für den Ellenserdam-
mersiel beschlossen , die ich nicht , wenigstens nicht in dem be¬
willigten Maße nothwendig halte . Ich bin zu Ellenserdam¬
mersiel wohl gewesen , ich habe den Verkehr dort -leblos und
gering gefunden . Den Dedcsdorfern dagegen fehlt eine pas¬
sende Einrichtung um mit dem diesseitigen Wcserufcr com-
municiren zu können . Sie haben Jahrelang petitivnirt , der
vorige Landtag hak ihre Petition der Staatsregierung zur
Berücksichtigung empfohlen und nachdem endlich die desfällige
Ausgabe in den Voranschlag ausgenommen war , ist sie jetzt
wieder zurückgezogen ! Ich empfehle Ihnen den Antrag der
Mehrheit.

Uebcr den Antrag Nr . 85 stellt sich Stimmengleichheit,
weshalb derselbe in nächster Sitzung nochmals zur Abstim¬

mung gebracht werden muss . Antrag Nr . 86 kommt zur Be¬
rathung.

Abg . Strackerjan H . als Berichterstatter : Meines
Erachtens würde der Antrag Nr . 86 wegfallen , Nr . 87 aber
wird zur Abstimmung kommen müssen , da ich glaube , daß
die Summe im Voranschläge ausgenommen werden muß , weil
es noch nicht gewiß ist , ob der Hafen bei Brake zur Ausführung
kommt . ES wird sich übrigens von selbst verstehen , daß sie
nur soweit zur Verwendung komme , als es im Anträge Nr . 86
bestimmt ist , wenn die Hafenanlage zur Ausführung kommt.

Abg . Ahlhorn : Ich bin sonst mit dem Herrn Be¬
richterstatter einverstanden , daß wir das Geld bewilligen , ich
möchte darauf aufmerksam machen , daß die Erklärung von
Brake moch ein paar Monate ausbleiben könnte und dann
könnten inzwischen dort Arbeiten vorgenommen werden , die
dann , wenn nach etwa 3 Monaten Brake sich erklärt und
der Hafen gebaut wird , ganz unnütz wären . Ich habe daher
den Herrn Berichterstatter ersuchen wollen , den Antrag so zu
fassen , daß bis zur Erklärung der Stadt Brake die Arbeite»
am alten Hafenbassin so lange ausgesetzt werden.

Abg . Strackerjan II . als Berichterstatter : Wenn Sie
mir gestatten , werde ich den Antrag formulirt vorlegen : Der
Antrag würde nun folgendermaßen lauten:

„der Antrag Nr . 86 falle weg und der Antrag 87
werde in folgender Weise gefaßt : der Landtag wolle
zu den gewöhnlichen Ausgaben der Hafenanstallen
8400 Thlr . für 1858 , 6000 Thlr . für 1859 und
3830 Thlr . für 1860 unter der Bedingung bewilligen,
daß dieselben nur zu den Betragen von 5907 i/z Thlr .,
4097 ' /2 Thlr . und 2380 Thlr . zur Verwendung kom¬
men , wenn die Anlage eines geschlossenen HafenS bei
Brake zur Ausführung kommt . "

Der so eben verlesene Antrag wird angenommen . —
Hiermit ist die Tagesordnung erledigt . Der Präsident be¬
raumt die nächste Sitzung auf Freitag am 21 . Mai Vor¬
mittags 11 Uhr und da weiteres Material für eine Sitzung
nicht vorliegt , so wird er zur nächsten Sitzung einladen
lassen.

Schluß der Sitzung um 2 Uhr.
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